
Bundessozialgericht

_ ’1’1RA 2/77 —
I m N a m e n d e s V o l k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

0.0.0.0... ........ O..-......O‘...OOOOCOODOOOOOOOOOOCO,

Kläger und Revisionsbeklagter,

Prozeßbevollmächtigter:
......................„......,

g e g e n

......o....oooooo0.0...-......-coooouo-oooo'oo.0.0.00,

Beklagte und Revisionsklägerin.

Der 41‚ Senat des Bundessozialgerichts hat ohne

mündliche Verhandlung am 15. Dezember 1977

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des

Landessozialgerichts Rheinland—Pfalz vom
25. November 4976 aufgehoben, soweit die Beklagte

verurteilt worden ist, das vorgezogene Altersruhegeld

des Klägers ab 4. November 1972 neu zu berechnen und

dabei eine pauschale Ausfallzeit von 20 Monaten zu
berücksichtigen.

Die Berufung des Klägers gegen das Urteil des Sozial-

gerichts Koblenz vom 10. Dezember 4975 wird auch inso—

weit zurückgewiesen.

Die Beklagte hat dem Kläger ein Zehntel der außerge—

richtlichen Kosten des Rechtsstreits zu erstatten.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 2 _

G r ü n d e :

Die Beteiligten streiten darüber, ob die Beklagte eine

falsch berechnete Ausfallzeit in einem späteren Bescheid

berichtigen durfte.

Die Beklagte hatte dem Kläger durch Bescheid vom 51. August

1975 vorgezogenes Altersruhegeld wegen Arbeitslosigkeit ab

1. Januar 1975 bewilligt und dabei eine pauschale Ausfall—

zeit von 20 Monaten zugrunde gelegt in der Annahme, der

letzte Pflichtbeitrag sei im März 1948 geleistet worden; der

Beitrag galt jedoch gemäß 5 74 Abs 5 des Gesetzes zu
Art 151 des Grundgesetzes als freiwilliger Beitrag und war

auch bei den Beitragszeiten mi “F" bezeichnet. In dem Be—

scheid war die Rentenhöhe bis Juni 1975 auf 455,70 DM und

danach auf 482,80 DM festgesetzt werden.

In dem anschließenden Klageverfahren hatte die Beklagte den

vom Kläger ua erhobenen Anspruch auf Vorverlegung des

Rentenbeginns um zwei Monate anerkannt. Das Anerkenntnis

führte sie nach dem rechtskräftigen Abschluß des Klageverfah—

rens im Bescheid vom 2. April 1974 aus. Sie hob darin den

Bescheid vom 51. August 1975 auf und gewährte das vorgezoge—

ne Altersruhegeld nun ab 1. November 1972. Bei der Berechnung
berücksichtigte sie, wie angekündigt. nicht mehr die für

November und Dezember 1972 entrichteten Beiträge; außerdem

setzte sie, weil der letzte Pflichtbeitrag bereits im März

1929 entrichtet worden war, die pauschale Ausfallzeit auf

zwei Monate herab. Die Rentenhöhe betrug von November 1972

bis JUni 1975 nun 580,40 DM und danach 425‚50 DM; die

Saldierung zum 50. April 1974 ergab eine Überzahlung von
152‚—— DM. Hierwegen und wegen der Nachentrichtung von Bei—

trägen stellte die Beklagte einen weiteren Bescheid in Aus—

sicht.
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Nachdem der Kläger "Widerspruch" eingelegt hatte, erließ

die Beklagte den Bescheid vom 30. Oktober 1974, den sie je-

doch kurz danach durch den Bescheid vom 5. Dezember 1974

ersetzte. Darin berechnete sie das Altersruhegeld unter Be-

rücksichtigung der vom Kläger gemäß Art 2 5 49 a Abs 1 des

Angestelltenversicherungs—Neuregelungsgesetzes (AnVNG) nach—

entrichteten Beiträge ab dem 1. Oktober 1975 neu; die pau—
schale Ausfallzeit beließ sie bei zwei Monaten. Die Rente

erhöhte sich ab Oktober 1973 auf 677,10 DM und ab Juli 1974

auf 752,90 DM. Die früher festgestellte Überzahlung wurde

von dem Nachzahlungsbetrag abgesetzt.

Die erneute Klage ist vor dem Sozialgericht (SG) ohne Erfolg

geblieben (Urteil des SG Koblenz vom 10. Dezember 1975). Das

Landessozialgericht (LSG) hat dieses Urteil und den Bescheid

vom 5. Dezember 1974 abgeändert und die Beklagte — unter

Zurückweisung der weitergehenden Berufung — verurteilt, das

vorgezogene Altersruhegeld ab 1. November 1972 neu zu berech—

nen und dabei — neben vier Monaten weiterer Beschäftigungs—

zeit — eine pauschale Ausfallzeit von 20 Monaten zu berück—

sichtigen (Urteil des LSG Rheinland—Pfalz vom 25. November

1976}. Zur Begründung hat es ausgeführt: Schon der "Wider-

spruch" gegen den Bescheid vom 2. April 1974 sei als Klage

zu werten; der Kläger wende sich zu Recht gegen die Herab—

setzung der Ausfallzeit. Die Beklagte sei bis zur nächsten

Rentenanpassung an die falsche Berechnung im Bescheid vom
51. August 1975 gebunden. Sie könne eine falsch berechnete

Rente nicht jederzeit berichtigen. Auch wenn nach 5 77 des
Sozialgerichtsgesetzes (SGG) nur der Verfügungssatz des

Ra■enbescheides, nicht auch die Begründung (einschließlich

der Berechnungsfaktoren) bindend werde, dürfe die Verwaltung

”nach einem sowohl im Sozialrecht als auch im übrigen Ver—
waltungsrecht geltenden festen Rechtssatz" Bescheide grund—

sätzlich nicht zum Nachteil des Begünstigten ändern. Unzuläs—

sig seien Änderungen (etwa in den Beitrags—, Ersatz— und

Ausfallzeiten), die eine geringere Rente ergäben, selbst wenn

der Versicherungsträger die Rente in bisheriger Höhe weiter—

zahle. Das LSG bezog sich dabei auf das Urteil des 5. Senates
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des Bundessozialgerichts (BSG) vom 26. September 4974

— 5 RJ 440/72 —; in weiteren Ausführungen verneinte es noch

sonstige Rechtsgrundlagen für die Herabsetzung der Ausfall—

zeit.

Mit der zugelassenen Revision wendet sich die Beklagte gegen

die Verpflichtung, 20 Monate pauschale Ausfallzeit anzurech—

nen; sie beantragt‚

insoweit das Urteil des LSG aufzuheben und

die Berufung des Klägers gegen das Urteil

des SG zurückzuweisen.

Sie rügt eine Verletzung des 5 77 SGG.

Der Kläger beantragt, die Revision zurückzuweisen.

Beide Beteiligtenhaben sich mit einer Entscheidung ohne

mündliche Verhandlung einverstanden erklärt.

II

Die Revision der Beklagten ist begründet.

Gegenstand des Verfahrens ist nicht nur der Bescheid vom

5. Dezember 1974, den das LSG im Tenor seines Urteils allein

abgeändert hat, sondern auch der Bescheid vom 2. April 4974;

gegen ihn hatte der Kläger" wie das LSG zutreffend dargelegt

hat, bereits Klage erhoben; er ist durch den Bescheid vom
5. Dezember 4974 erst mit Wirkung vom 4. Oktober 1975 er—

setzt werden und demnach für die Zeit von November 1972 bis

September 4973 wirksam geblieben. In der Sache ist im

Revisionsverfahren nachzuprüfen‚ ob die Beklagte in beiden

Bescheiden statt der angerechneten zwei Monate eine pauschale

Ausfallzeit von 20 Monaten anrechnen mußte. Das hat das LSG

zu Unrecht be;jaht°
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Nach Art 2 5 44 AnVNG betrug die pauschale Ausfallzeit

zwei Monate. Die höhere Berechnung im Bescheid vom 54. August

4975 war ohne Zweifel falsch. Hieran mußte sich die Beklagte

in den späteren Bescheiden nicht festhalten lassen.

Eine Verpflichtung hierzu läßt sich nicht aus der Bindungs-

wirkung herleiten, die dem Bescheid vom 54. August 4975

gemäß @77 SGG zukam. Nach dieser Vorschrift wird nur der
Verfügungssatz des Verwaltungsaktes bindend, nicht auch die

Begründung. Verfügungssatz eines Rentenbescheides ist die

Entscheidung über die Art, die Dauer und die Höhe der Rente.

Die Feststellung einer pauschalen Ausfallzeit gehört nicht

zum Verfügungssatz, sondern zur Begründung. Diese Abgrenzung

der Bindungswirkung nach 5 77 entspricht der ständigen Recht—

sprechung des BSG (vgl ua BSG 44, 454, 459; 24, 256, 258; 26,
266, 269; SozR Nr 64 und 75 zu 5 77 SGG; SozR 2200 5 4254

Nr 4; Die Angestelltenversicherung 4965, 298, 4966, 558).

Von dieser Rechtsprechung hat das LSG offenbar nicht abwei—

chen wollen. Es meint aber wohl, daß der Versicherungsträger

auch unabhängig von 5 77 SGG eine falsch berechnete Rente

nicht jederzeit berichtigen dürfe. Dabei denkt es an den Fall,

daß der Versicherungsträger die Begründung eines Rentenbe—

scheides (teilweise) durch eine andere ersetzt, welche die

früher errechnete Rentenhöhe nicht mehr rechtfertigt. Be—

schließt der Versicherungsträger gleichwohl deren Weiter—

zahlung, dann kann in der Tat 5 77 SGG nicht verletzt sein;

da sich nur die Begründung, nicht aber die festgesetzte Renten—

höhe ändert, bleibt der frühere Verfügungssatz unangetastet.

Der Senat kann dem LSG nicht darin folgen, daß dennoch ein
"fester Rechtssatz” Änderungen verbiete, wie sie die Beklagte

hier vorgenommen hat. Die Beklagte hat in ihren Bescheiden

vom 2. April und 5. Dezember 4974 kein Recht zur jederzeitigen

Berichtigung falsch berechneter Renten beansprucht. Sie hat

die Rente neu berechnen müssen, weil sie einen Anspruch auf

Vorverlegung des Rentenbeginns anerkannt bzw nachentrichtete
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Beiträge zu berücksichtigen hatte' Damit stellt sich die

Frage, wieweit die Änderungsbefugnis eines Versicherungs—

trägers bei solchen Neuberechnungen reicht; sie stellt sich

vor allem für die Neuberechnung vom 2‚ April 4974, da hier

bereits die Ausfallzeit herabgesetzt worden ist.

Die Rechtsprechung des BSG hat, insbesondere bei der Be—

urteilung von Neufeststellungen nach 5 79 des Angestellten—

versicherungsgesetzes (AVG), dazu schon Stellung genommen
(Urteile des Senats vom 45. August 4965, Die Angestellten—

versicherung 4965, 298, und vom 24. September 4966, Die

Angestelltenversicherung 4966, 558; vgl auch BSGE 44, 454,

459 und SozR Nr 44 zu 5 77 SGG). Danach muß der Versicherungs—

träger bei solchen Neufeststellungen nicht lediglich weitere

Berechnungsfaktoren zugunsten des Versicherten rentenstei—

gernd berücksichtigen; er darf vielmehr bei dieser Gelegen-

heit auch bisherige falsche Berechnungsfaktoren zum Nachteil

des Versicherten berichtigen‚ Diesem Ausgleich (Kompen—

sierung bzw Saldierung) ist eine Grenze nur insofern gesetzt,

als die bisher festgestellte Rentenhöhe nicht unterschritten

werden darf; selbst das könnte bei Vorverlegung des Renten—

beginns statthaft sein, wenn die zeitliche Verschiebung

von Versicherungsfall und Rentenbeginn dazu zwingt (BSG 44,

454, 459)-

Der Senat sieht keinen Anlaß, von dieser Rechtsprechung ab—

zugehen. Im Steuerrecht, im Besoldungsrecht und im Lasten—

ausgleichsrecht wird von der Rechtsprechung ebenfalls eine

entsprechende Saldierung zugelassen und nur insofern Ver—

trauensschutz gewährt (vgl Schroecker, NJW 4968, 2055 ff

und Becker, DÖV4975, 579, 388 f mit Hinweisen auf Entschei—

dungen des Bundesfinanzhofs und des Bundesverwaltungsge-

richte). Das erscheint auch allein recht und billig. Der
Vertrauensschutz (der immer zu Lasten der Versichertenge—

meinschaft geht) würde über5pitzt, wenn Berechnungspositionen

stets nur zum Vorteil des Versicherten verbessert werden

dürften und müßten; es muß genügen, daB die Rentenhöhe ge—
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schützt bleibt. Das traf hier zu; der Kläger hatte aufgrund

der Bescheide vom 2. April und 5. Dezember 4974 nicht weniger

an Rente erhalten, als er aufgrund des Bescheides vom
54. August 4975 zu beanspruchen hatte. Selbst der Fall, daß

Beiträge nur als ”besitzgeschützt" hätten fortgewährt werden

müssen (vgl Angestelltenversicherung 4966, 558), liegt nicht

VOI‘.

Auf die Revision der Beklagten muß sonach das Urteil des

LSG aufgehoben werden, soweit es die pauschale Ausfallzeit

betrifft; die Berufung des Klägers gegen das Urteil des SG

ist auch insoweit zurückzuweisen.

An dieser Entscheidung sieht sich der Senat nicht durch das

schon zitierte Urteil des 5. Senates des BSG vom 26. September

4974 (BSGE 58, 457 Ä-hier allerdings mit Abdruckfehlern_7

: SozR 2200 5 4654 Nr 4) gehindert. Dabei ist nicht zu
prüfen, inwieweit die dortigen Ausführungen des 5. Senats

zur Änderung von Berechnungsfaktoren mit der früheren Recht—

sprechung des BSG (mit den Urteilen des erkennenden Senats

vom 45. August 4965 und 24. September 4966, Die Angestellten-

versicherung 4965, 298 und 4966, 558) zu vereinbaren waren.

Soweit sich der 5. Senat in seinem Urteil mit der Änderung

von Berechnungsfaktoren einer Rente befaßt hat, gehören seine

Ausführungen jedenfalls nicht zu den tragenden Gründen seines

Urteils; sie befinden sich in dem Urteilsabschnitt, der der

Begründung für die Entscheidung zur Aufhebung des Berufungs—

urteils und Zurückverwéisung an die Vorinstanz folgt. Davon

abgesehen hat der 5. Senat dem Versicherungsträger die Ände—

rung von Berechnungsfaktoren auch nur im Wege des "Nach—

schiebens von Gründen" während eines gerichtlichen Verfahrens

verwehrt; ein solcher Fall ist hier nicht gegeben.
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Die Kostenentscheidung beruht auf 5 195 SGG; sie berück—

sichtigt, daß der Kläger mit seinem Klagebegehren nur zu

einem geringfügigen Teil Erfolg gehabt hat.
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